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Marburger Linke mit Leidenschaft und Kompetenz
Bündnisliste tritt bei den Kommunalwahlen am 15. März mit 42 Kandidat*innen an
Seit knapp 30 Jahren sind
wir die Marburger Linke die
soziale Stimme in der Mar-
burger Stadtverordneten-
versammlung.
Unter unserem Motto: „Rot,
frech & konsequent“, g i lt für
uns auch in Zukunft jenen ei-
ne Stimme zu geben, die nur
selten Gehör finden. Insbe-
sondere wol len wir gegen die
wachsende Kinderarmut
wirksam vorgehen, Fami l ien
ausreichende und verlässl i-
che Kinderbetreuung bieten,
Menschen mit Behinderung
vol le Tei lhabe ermögl ichen
sowie den Rentnerinnen und
Rentnern ein Leben in Würde
ermögl ichen.
Unsere Bündnisl iste umfasst
42 engagierte Menschen mit
unterschiedl ichen sozialen
und kulturel len Erfahrungen,
die gemeinsam mit Herz und
Verstand für ein soziales
Marburg kämpfen.
Fraktionsvorsitzende der der-
zeit fünfköpfige Fraktion
Marburger Linke & Piraten ist
die seit nunmehr fast 20
Jahren kommunalpol itisch
aktive Tanja Bauder-Wöhr. Im
Marburger Stadtparlament
kämpft sie gemeinsam mit
den weiteren aktuel len Frak-
tionsmitgl iedern Dr. M ichael
Weber, Anja Meier-Lercher,
Inge Sturm und Roland Böhm

für den Erhalt der sozialen In-
frastruktur der Stadt.
Auch in Zukunft wol len wir
gemeinsam zentrale Forde-
rungen des Bündnisses ein-
bringen. H ierzu gehört u.a . d ie
Stärkung des genossen-
schaftl ichen, sozialen und
geförderten Wohnungsbaus
gegenüber „Spekulations-
wohnungen“, wo sich Wenige
die Taschen auf unserer al ler
Kosten fül len und die Unter-
tunnelung der „stinkenden
und lärmenden Stadtauto-
bahn“, um „Platz fürs Wohnen
am Fluss“ zu gewinnen. Denn
uns geht es um eine soziale
Wohnungs- und Mietenpol itik,
d ie für al le dauerhaft bezahl-
baren und leistbaren Wohn-
raum in den Mittelpunkt stel lt.
M it Jana Al-Bkeer, langjährige
Gesamtelternbeiratsvorsit-
zende, haben wir eine ent-
schlossene Frau gewonnen,
die sich konsequent vor al lem
auch im „Bündnis für ein so-
ziales Marburg“ engagiert hat.
Ihr Kompass ist dabei immer:
Echte Tei lhabe und Bi ldungs-
gerechtigkeit für al le Men-
schen, Kinder und Famil ien.
Wir wol len endl ich wirksame
Maßnahmen gegen Armut, d ie
es auch in Marburg gibt.
Ebenfal ls mit reichl ich kom-
munalpol itischer Erfahrung
ausgestattet ist Inge Sturm,

die als bekannte Marburger
Stadtführerin über viel Wis-
sen um Marburgs Schätze
verfügt und sich für gemein-
wohlorientierte Bodenpol itik
stark macht.
In Zeiten zunehmenden
Rechtsrucks, Rassismus und
kriegerischer Hetze ist der in-
ternationale Zusammenhalt
nötiger denn je. Deshalb sind
wir hoch erfreut mit Lyana
Al lan eine junge Frau gebürtig
aus Palästina/Westbank in
unseren Reihen zu wissen,
der besonders eine sol idari-
sche, internationale Gemein-
schaft am Herzen l iegt, d ie für
al le faire Chancen auf dem
Arbeits- und Wohnungsmarkt
gewährleistet. Denn der Zu-
gang zu Jobs und bezahlba-
rem Wohnraum darf nicht von
Sprache oder Herkunft ab-
hängen.
Mit Dr. Matin Baraki haben wir
einen Mitstreiter gewonnen,
der sich über Jahre im Aus-
länderbeirat für ein sol idari-
sches und weltoffenes
Marburg eingesetzt hat. Er
macht sich nun für ein inter-
kulturel les Zentrum als Be-
gegnungsstätte stark, so
dass man gemeinsam mit
den 146 unterschiedl ichen
Nationen, die hier in Marburg
leben, kulturel le Vielfalt er-
fahren kann.

Komplettiert wird dieses uns
wichtige Feld durch Laurin
Schulte, der neben seinem
Studium bereits als Ge-
schäftsführer in einem ge-
meinnützigen Unternehmen
sich für die Rechte Geflüch-
teter einsetzt. Eine soziale,
friedl iche Stadtgesel lschaft
ist für ihn selbstverständl ich,
weshalb er aktuel l d ie Bera-
tung für Kriegsdienstverwei-
gerer vorantreibt.
Das unsere Vorhaben nicht
einfach umzusetzen sind ist
uns aufgrund der bundespo-
l itischen Rahmenbedingun-
gen bewusst. Jeder Euro, der
für Aufrüstung und Krieg in-
vestiert wird, fehlt für Sozia-
les, Gesundheit oder Bi ldung.
H inzu kommt für Marburg. Es
bewahrheitet sich einmal
mehr, wer Mi l l ionen Geschen-
ke an Großunternehmen ver-
schenkt (so geschehen durch
die Gewebesteuerabsenkung) ,
handelt unverantwortl ich.

Tanja Bauder-Wöhr

Das Marburger Bündnis „Nein zum
Krieg“ hat an alle bei der Kommu-
nalwahl in Marburg am 15. März an-
tretenden Parteien/Wahlbünd-
nissen einen Forderungskatalog ge-
sandt, der aufzeigt, nach welchen
Kriterien das Bündnis, seine Wahl-
empfehlung zur Kommunalwahl
ausspricht.
Da wir als DKP und Partei für den
Frieden uns diesem Forderungskata-
log in vol lem Umfang anschl ießen
können, eine kurze Zusammenfas-
sung der Forderungen:
1) Förderung der Friedensbi ldung.
Anknüpfend an die „Marburger Erklä-
rung gegen Gewalt“ von 2013 sol len
Beratungs-, Vernetzungs-und Kon-
taktstel len zur Gewaltprävention für
Kinder-, Jugendl iche Schüler und
auch für Bi ldungseinrichtungen ge-
schaffen und bereitgestel lt werden.
2) Einrichtung eines Beratungsange-
botes für Kriegsdienstverweigerung.
Aufgrund der ab 1.1.2026 eingeführ-

ten Zwangsbefragung al ler jungen
Männer ab dem Jahrgang 2008 zur
Bereitschaft zu einem bislang noch
freiwi l l igen, Wehr-bzw. Kriegsdienst,
sol l den jungen Männern zumindest
eine Alternative zu der Heranziehung
zu einem solchen Dienst aufgezeigt
werden.
3) Weniger bzw. Keine mi l itärischen
Übungen in und um Marburg. Zur Zeit
finden verstärkt Übungen der Division
Schnel le Kräfte (DSK) In und um Mar-
burg herum statt.
Sie sind nach ihrem Selbstverständ-
nis „einsatzbereit- jederzeit- welt-

weit“ geplant und dienen damit of-
fenkundig der Landesverteid igung im
nur noch al lerweitesten Sinn.
4 ) Keine Reaktivierung von Mi l itär-
standorten. Die mi l itärischen Stand-
orte in Stadtal lendorf und
Münchhausen-Oberasphe sol len
nicht durch die Aufstockung zur Sta-
tionierung weiterer Soldaten ausge-
baut werden, sondern die Nutzung
der baul ichen Gegebenheiten sol l für
den Ausbau zivi ler Wohnungen ge-
nutzt werden.
5) Unterstützung von Initiativen, d ie
Menschen helfen, d ie aufgrund krie-
gerischer Auseinandersetzungen
nach Marburg geflohen sind.
Vor dem Hintergrund, dass Mi l l iarden
von Euro für die Aufrüstung ausgege-
ben werden, unsere Gesel lschaft
kriegstüchtig gemacht werden sol l ,
ist es uns als DKP wichtig darauf hin-
zuweisen, welche Folgen Kriege ha-
ben:
Dass sie den Tod unzähl iger Men-

schen, Soldaten und Zivi l isten, be-
deuten und zu Leid und Traumatisie-
rung unzähl iger unschuldiger
Menschen über Generationen hin-
ausführen, dass wol len und dürfen
wir nicht zulassen.
Einseitige massive Aufrüstung und
Förderung der Kriegstüchtigkeit un-
serer Gesel lschaft dienen sicher nicht
nur der Sicherung des Friedens un-
seres Landes, sondern beschwören
eher die Gefahr eines Krieges herauf.
Deshalb unsere Forderung: Förde-
rung der Friedenstüchtigkeit unserer
Gesel lschaft und kein Heraufbe-
schwören einer Kriegsgefahr durch
einseitige massive mi l itärische Auf-
rüstung.
Wir unterstützen die Forderungen

des Marburger Bündnis „Nein zum

Krieg“!
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Marburger Bündnis „Nein zum Krieg!“ mit Wahlprüfsteinen zur Kommunalwahl

Im Übrigen…

Zum Jahresrückblick in der lokalen
Presse, der OP
Im Rückbl ick auf das Jahr 2025, der
Zusammenfassung wichtiger lokaler
Ereignisse, wird der Weggang von
General Faust zur NATO und die Er-
nennung eines neuen Generalmajors
für die Division „Schnel le Eingreifs-
kräfte“ in Stadtal lendorf aufgeführt.
Eine Erwähnung des Osterspazier-
gangs am 21.4 .2025, organisiert vom
Marburger Bündnis „Nein zum Krieg! “,
d ie Ausstel lung „Mahnung nach 80
Jahren Atombombenabwürfe auf H i-
roshima und Nagasaki“ im Erwin-
Piscator-Haus im Jul i und August 25,
findet nicht statt. Ebenso unerwähnt
bleibt in der Rückschau der 1. Sep-
tember 2025 des neunten Marburger
Friedensforums an der lutherischen
Pfarrkirche mit Professor Doktor
Christian Butterwege. Das Bemühen
um ein Interview mit Professor But-
terwege bei der OP war, trotz zahlrei-
cher Anfragen vom Marburger
Bündnis „Nein zum Krieg! “ und von
Professor Butterwege selbst, erfolg-
los.
N icht erwähnenswert erschienen
ebenfal ls die zahlreichen Demons-
trationen zur Sol idarität mit den Pa-
lästinensern und gegen die von Israel
begangenen Kriegsgräuel im Gazast-
reifen und Westjordanland.
Die Demonstration der Schüler gegen
die Einführung der Wehrpfl icht, wobei
sich ein überwiegender Tei l der aktu-
el len Marburger Schüler im Alter von
16-18 Jahren gegen die Einführung
der Wehrpfl icht aussprach, fand
ebenfal ls keinerlei Erwähnung in der
Rückschau.
Daraus ergibt sich für die Berichter-
stattung in der OP der Eindruck, als
wenn doch einseitig die Forderung
des Verteid igungsministers Boris
Pistorius nach „Kriegstüchtigkeit“ von
Deutschland unterstützt wird, a ls
dem ebenfal ls öffentl ich bekundeten
Interesse eines großen Tei ls der Mar-
burger Bevölkerung nach „Friedens-
tüchtigkeit“.
D ie Berichte der OP am 12. Januar
2026 über die Bedeutung von Bi l-
dungsprojekten und Projekten von
Nothi lfe oder Katastrophenhi lfe, d ie
von Bürgerinnen und Bürgern des
Landkreises Marburg-Biedenkopf un-
terstützt und durch Spenden für diese
Projekte gefördert werden und si-
cherl ich dem Frieden dienen, heben
den grundsätzl ichen Eindruck nicht
auf, dass schwerpunktmäßig über
Aufrüstung und Mi l itarisierung der
deutschen Gesel lschaft der Frieden
gesichert werden sol l , und nicht über
einen finanziel l g leichgewichtig ge-
förderten Schwerpunkt durch diplo-
matische Friedensbemühungen.
Wir als DKP fordern daher:
Keine nur einseitige Berichterstattung
zur Förderung der „Kriegstüchtigkeit“
zur Sicherung des Friedens. Wir for-
dern auch eine Berichterstattung
über die lokalen Initiativen zur Erlan-
gung der „Friedenstüchtigkeit“. Wir
müssen die Kriege, d ie zur Zeit in der
ganzen Welt stattfinden, versuchen,
durch verstärkte Fokussierung auf
deren Beendigung durch Verhand-
lungen und diplomatische Bemühun-
gen, zumindest in Richtung auf
Frieden hin, zu beenden.
Nach der Erfahrung, dass von
Deutschland zwei Weltkriege ausge-
gangen sind, müssen wir verhindern,
dass durch maßlose Aufrüstung der
Bundeswehr und Mi l itarisierung un-
serer Gesel lschaft im Interesse und
mit maßgebl icher Unterstützung
deutschen Kapitals, wie schon in den
beiden vorangegangenen Weltkrie-
gen, wieder die Gefahr eines Welt-
krieges heraufbeschworen wird.



Marburger Linke in Aktion

Unsere wichtige Intervention, endl ich das
Auszubi ldendenwohnheim zu bezahlbaren
Preisen zu errichten, wurde am
26.09 .2025 einstimmig durch die Stadt-
verordnetenversammlung beschlossen.
Was ein Erfolg für die zukünftigen Be-
wohner*innen bedeutet. Denn er-
schwingl icher Wohnraum ist leider immer
noch viel zu knapp in Marburg. Der Neu-
bau für Auszubi ldende in Cappel muss
jetzt zügig umgesetzt werden, denn viel
zu lange hat sich das UKGM gedrückt, vor
ihrer Verantwortung, ausreichend Plätze
für Auszubi ldende bereitzustel len, jüngst
im Schwesternwohnheim in der Wi lhelm-
Röpke-Str. (längst hoher Sanierungsbe-
darf) noch die Miete um 100% erhöht, ei-
gentl ich unglaubl ich! Eine klassische
Win-Win-Situation, d ie al le von einem
zügig fertiggestel lten Auszubi ldenden-
wohnheim haben. Es dient auch als Anreiz
für junge Menschen, die sich für eine Be-
rufsausbi ldung in einem gesel lschaftl ich
hoch relevanten und verantwortungsvol-
len Beruf wie der Gesundheitsversorgung
entscheiden, ohne dass der ohnehin viel
zu geringe Verdienst nur für die Miete
draufgeht, sondern auch etwas fürs nor-
male Leben übrig bleibt. Zudem profitie-
ren wir Marburger*innen al le davon, wenn
gut ausgebi ldete Fachkräfte sich um uns
kümmern. Jetzt gi lt es also, al le im
Gleichschritt den Grundstein fürs Auszu-
bi ldendenwohnheim zu legen, den Bau so
schnel l a ls mögl ich abzuschl ießen.  
Zusätzl ich ist es unserer Fraktion gelun-
gen, rund um das Temmler- und Süd-
bahnhofquartier nicht nur den privaten
Wohnungsneubau, sondern vor al lem den
geförderten Wohnungsbau zu forcieren.
Die eigene städtische Wohnungsbauge-
sel lschaft GeWoBau sol l h ier geförderten
Wohnraum schaffen. Unter öffentl icher
Regie sol len soziale und ökologische Ziele
der anstehenden Quartiersentwicklung
einfl ießen und in die bereits laufende
Bauleitplanung integriert werden. Es sol-
len vorzugsweise in Holzbauart kl image-
recht Werkswohnungen und sozialer
Wohnraum auch auf dem Gelände des
ehemal igen Stadtbüros entstehen.

Tanja Bauder-Wöhr
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Ausgefragt

Im Gespräch mit Anja Kerstin Meier-Lercher

Anja Kerstin Meier-Lercher
kandidiert bei der Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung
auf Platz 3, für die Kreistags-
wahlen auf Platz 1.

Was motiviert dich hauptsäch-

l ich, kommunalpol itisch aktiv zu

sein?

Nicht erst seit der Geburt meiner
sechs Kinder frage ich mich: In
welcher Welt wol len wir leben
und was kann ich tun, um diese
Welt zu verbessern?  Kommu-
nalpol itik zu machen, das Zu-
sammenleben vor Ort zu
gestalten, ist eine großartige
Sache, auch wenn der Hand-
lungsspielraum im Landkreis
manchmal klein erscheint. Ob als
Mutter, Lehrerin an der staatl i-
chen Schule der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie, Bürgerin oder
Kommunalpol itikerin : Ich habe
das Gefühl , dass  d ie Pol itik in
Berl in am wirkl ichen Leben vor-
beigeht! Daher möchte ich mich
im Gestaltungsraum meiner
Mögl ichkeiten für Verbesserun-
gen einsetzen.   Der Landkreis
braucht Menschen, die das echte
Leben kennen!   Menschen, die
aus erster Hand wissen, wo Fa-
mi l ien mit Kindern, Al leinerzie-
henden, Arbeitern, Landwirten,
Transferleistungsbeziehern,
Auszubi ldenden, Angestel lten
und Rentnern der Schuh drückt.
Ich möchte   mit l inker Analyse,
Pragmatismus, Klarheit und
Entscheidungsfreude  der reinen
Sparpol itik, d ie auf dem Rücken
der überwiegenden Bewohner
des Kreises ausgetragen wird,
entgegentreten.

Worauf kommt es deines Erach-

tens in den nächsten Jahren an?

Seit geraumer Zeit erstarken die
Mächte der Überwachung, Ent-
mündigung, Vereinzelung. Jeder
Mensch sol l auf knappe Res-
sourcen und steigende Preise
eingestel lt werden. Angst um die
eigene Existenz wird zum Al l-
tagserleben. Wer nicht produktiv
genug ist, erfährt Schuldzuwei-
sung und Diskriminierung, wird in
seiner menschl ichen Existenz
entwertet. Die Schwächsten der
Gesel lschaft werden gegenein-
ander aufgehetzt und als Ursa-
che der Probleme, einer in fast
al len wichtigen Zusammenhän-
gen strauchelnden Gesel lschaft,
gebrandmarkt. Eine ebenso per-
fide, wie wirksame Schuldum-
kehr. Die Menschen werden auf
ein „Wir“ gegen „Rechts“ einge-
schworen und der vorgetäuschte
Zusammenhalt kommt als wir-
kungsvol le Problemlösung daher.
Das ist keine Lösung, sondern ein
wirkmächtiger Tei l des Problems.
Wir müssen uns dieser Ablen-
kung und Demagogie von „oben“
widersetzen. Die Demokratie ist
von innen durch die herrschen-
den Gesel lschaftsschichten, in-

zwischen nicht nur bedroht,
sondern an entscheidenden
Stel len bereits abgeschafft und
durch brutalste autokratische
Mechanismen ersetzt. Die
Rechtsstaatl ichkeit weicht einer
gelenkten Meinungs- und Ge-
sinnungsdiktatur. Unsere mo-
dernen Gesel lschaften sind im
Verfal l begriffen. Die Errungen-
schaften der Aufklärung werden
el iminiert. Es ist höchste Zeit
aufzustehen, uns bleibt keine Zeit
zu zögern, sonst sind wir al le
verloren.

Auf welche Kernthemen wirst du

dich konzentrieren?

Die Schaffung bezahlbaren, bar-
rierefreien Wohnraums unter der
Verantwortung und der Regie des
Landkreises (Gründung einer
kreiseigenen Wohnungsbauge-
sel lschaft) . Der Kreis muss
ebenso eine führende Rol le beim
Ausbau und perspektivisch kos-
tenfreiem ÖPNV einnehmen. Die
Gesundheitsversorgung im
Kreisgebiet, Stichwort Medizin i-
sche Versorgungszentren, muss
ausgebaut und gesichert werden.
Die H interland-Kl in ik in Bieden-
kopf ist ein wichtiger Eckpfei ler
der medizin ischen Versorgung
der Bevölkerung und ist ent-
sprechend zu fördern. Schul-
standorte müssen erhalten und
ertüchtigt werden. Sogenannte
„Zwergschulen“ sind fortzufüh-
ren. Die seit Jahren notwendige
Tierheim- und Wildtierauffang-
station-Neubauten müssen um-
gehend erfolgen.
Basis für das Gel ingen jedes po-
l itischen Projektes ist die Abkehr
von der inzwischen vorherr-
schenden Konfrontations- und
Kriegsrhetorik. Diese vergiftet die
Herzen und den Verstand der
Menschen und kennt nur das
Steuerungselement der Angst.
Eine Gesel lschaft, welche per-
manent an der qual itativen För-
derung und Bi ldung ihrer Kinder
arbeiten möchte und das zum
gemeinsamen Leitbi ld erklärt,
führt sich selbst ad absurdum,
wenn sie auf höchster staatl icher
Ebene, nur Konfrontation und
Krieg als Interaktionsrahmen mit
der Außenwelt vorgibt und um-
setzt.

Venezuela-Soli-Demo in Marburg am 7. Januar

Mehrere Aktionsbündnisse in Hessen, auch eines in Marburg
haben schnell auf die völkerrechtswidrige US-Aggression ge-
gen Venezuela reagiert; in Marburg gingen zweihundert De-
monstrierende auf die Straße. In den Demo-Aufrufen wurde
unter anderem der Aggressor und die möglichen verheerenden
Folgen klar benannt:
"Der Überfal l der USA auf Venezuela in der Nacht des 3. Januars
stel lt einen Bruch mit dem Völkerrecht sondergleichen dar. Die
unprovozierte Bombardierung von Caracas und die Entführung
des Präsidenten Nicolás Maduro und seiner Frau sind die Beerdi-
gung einer friedl ichen internationalen Ordnung. Die Trump-Re-
gierung hat kein Recht Weltpol izei zu spielen.
Die Angriffe gegen Fischerboote in den letzten Monaten, die ein-
seitige Sperrung von venezolanischem Luftraum durch die USA
und nicht zuletzt der Überfal l vom 3. Januar sind ein Agieren im
Geiste des Imperial ismus des 19. Jahrhunderts und der Monroe-
Doktrin , d ie die Völker Lateinamerikas zu Untertanen der Verei-
nigten Staaten machte. Dem gi lt es sich entschieden entgegen-
zustel len!
Die Interventionen und Kriege der USA in Libyen, dem Irak oder
Syrien, in Chi le 1973, N icaragua ab 1979 und Guatemala 1953
oder in Vietnam und Palästina sind mahnende Beispiele für die
humanitären Katastrophen, die diese Pol itik hinterlässt. Die Dro-
hungen gegen Mexiko, Kolumbien, Kuba und sogar gegen Grön-
land lassen Böses ahnen und zeigen, dass der
Wi ld-West-Imperial ismus droht, d ie ganze Welt in einen Krieg zu
stürzen.
Die Trump-Regierung spricht nicht über den Kl imawandel , De-
mokratie, Menschenrechte und soziale Ungleichheit, sondern
kennt nur die Sprache der Drohungen. Die Administration, d ie je-
den denkbaren Weg sucht, um Migranten aus Lateinamerika das
Leben in den USA schwer zu machen, interessiert sich nicht für
Venezuela und seine Menschen, sondern schert sich al lein ums
Öl und andere wertvol le Ressourcen …
Gerade die Bundesrepubl ik Deutschland hat durch ihre Ge-
schichte von Faschismus und Krieg eine besondere Verantwor-
tung in der Welt. Krieg darf kein Mittel der Pol itik sein und die
Völker des globalen Südens haben ein Recht dazu, ihren Weg
selbst zu bestimmen…“
Wir müssen weiter wachsam bleiben!

Veranstaltungsreihe der Marburger DKP
zur Geschichte der linkssozialistischen
Opposition in Marburg mit Georg Fül-
berth

Zum ersten Vortrag am 21. Januar, der
den Zeitraum 1945-1966 in den Fokus
nahm, waren 70 kommunalpol itisch In-
teressierte gekommen.

Spannend geht es am Mittwoch, 18. Fe-
bruar 2026, um 19:00 Uhr im Schwanhof
27-31 weiter:
Von der APO zur ASO und zur DKP: Sozia-
listische Opposition in Marburg 1966-
1993.
Wie war es mögl ich, dass 1972 die DKP
zwei Sitze in der Stadtverordnetenver-
sammlung erringen konnte? Welche pol i-
tischen Entwicklungen waren dafür
maßgebend? 1993 kandidierte die DKP
nicht mehr zur Stadtverordnetenver-
sammlung. Sie lud al le Menschen l inks
von SPD und Realo-Grünen zu neuer Zu-
sammenarbeit über bisherige Grenzen
hinweg ein.
Dementsprechend folgerichtig endet die
Veranstaltungsreihe am 4. März mit
Neuanfänge und Fortsetzungen: Linke
Opposition in Marburg 1993 – 2026.

1993 hatte die DKP mitgetei lt, dass sie zur
anstehenden Kommunalwahl nicht mehr
antreten werde. Sie lud al le Menschen
l inks von SPD und Realo-Grün ein, sich zu
einer gemeinsamen Kandidatur zusam-
menzufinden. Die taten darauf das
Dümmste, was sie machen konnten: Sie
zerstritten sich und stel lten zwei mitein-
ander konkurrierende Wahlvorschläge auf.
Eine „Grün-Alternative Liste“ (GAL) bekam
4 ,9 Prozent der Stimmen, eine „Marburger
Linke“ 3,4 . Jede von ihnen bl ieb unter fünf
Prozent.
1994 wurde die PDS in Marburg mit einer
Direktkandidatur für den Bundestag
sichtbar. Zur Wahl der Stadtverordneten-
versammlung 1997 trat sie nicht al lein an,
sondern in einem Bündnis mit dem Na-
men „PDS/Marburger Linke“ (PDS/ML) .
Dieses übersprang die Sperr-Hürde. Das
war – wie einst 1972 mit der DKP – damals
noch ein bundesweiter Sonderfal l .
Als 2006 die „Wahlalternative Soziale Ge-

rechtigkeit“ (WASG) dazukam, entstand
ein neues Bündnis, jetzt mit verändertem
Namen: „Marburger Linke“. Einigkeit
machte stark. 2024 traten drei Mitgl ieder
der Partei „Die Linke“ aus der siebenköp-
figen Fraktion der „Marburger Linken“ aus
und bi ldeten eine eigene. Ein Fehler aus
der Vergangenheit wiederholte sich.
2026 kandidieren somit zwei l inke Listen
nebeneinander – hoffentl ich nicht im Zoff,
sondern inhaltl ich gemeinsam gegen So-
zialabbau, faschistische Gefahr sowie
Kriegstüchtigkeit, und für
- bezahlbaren Wohnraum für al le, zu fi-
nanzieren durch
- Erhöhung des Gewerbesteuer-Hebesat-
zes auf 460 Punkte.
Ebenso wichtig :
- eine autofreie Innenstadt,
- eine friedensaktive Region ohne Wer-
bung für die Bundeswehr im öffentl ichen
Raum,
- weniger AfD durch mehr soziale Ge-
rechtigkeit!
Darüber wird man sich bitte schnel lst-
mögl ich nach dem 15. März doch einigen
können. Oder?Kommunalwahlen 2026 - Die Marbur-

ger Linke fordert unter anderem:

Wohnen ist ein Menschenrecht
Wir kämpfen für bezahlbaren und barriere-
freien Wohnraum durch Mietpreisbremsen,
die Stärkung der GeWoBau und die Nutzung
von Leerstand. Schluss mit Bodenspekula-
tion!

Mobilitätswende jetzt
Wir setzen uns für einen Marburger Flatra-
te-ÖPNV, den Ausbau des Radwegenetzes
und einer Taktverdichtung im Busverkehr
ein. Verkehrsknotenpunkte zwischen der
Stadt Marburg und dem Kreis, müssen
sinnvol l aufeinander abgestimmt werden.

Für eine staufreie und klimafreundliche
Stadt!




